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Das Bevölkerungswachstum ist
ein mächtiger Treiber. Es beein-
flusst, wie viele Wohnungen,
Zugsverbindungen und Alters-
heimplätzewirkünftig brauchen.
DerBundversucht daher,die Ent-
wicklung der nächsten 30 Jahre
abzuschätzen. Gestern hat das
Bundesamt für Statistik (BFS)
seine Bevölkerungsszenarien bis
2055 publiziert.

Gemäss demwahrscheinlichs-
ten Szenario, dem sogenannten
Referenzszenario, wird die stän-
digeWohnbevölkerungvonheute
9 Millionen auf 10,5 Millionen
Menschen ansteigen. Das ent-
spricht einemdurchschnittlichen
Wachstum von 0,5 Prozent pro
Jahr. Dafür verantwortlich ist in
erster Linie die Migration. 2040
dürfte die 10-Millionen-Grenze
laut BFS überschritten werden.

Altersquotient nimmt
in allen Kantonen zu
Interessant ist, wie sich das
Wachstum auf die Kantone ver-
teilt. Während die gesamte
Schweizer Bevölkerung in den
kommenden drei Jahrzehnten
um rund 16 Prozent zunehmen
dürfte, sind die regionalenUnter-
schiede gross.

Einen besonders starken An-
stieg erwartet das BFS in den
Kantonen Luzern, St. Gallen,
Waadt, Genf, Thurgau und Aar-
gau.Hier soll die Bevölkerungum
mehr als 20 Prozent zunehmen.
Sie konzentriert sich also in den
Einzugsgebieten desGrossraums
Zürich sowie um den Genfersee.
Auf deranderenSeite rechnendie
Statistiker für die Kantone Jura,
Neuenburg, Schaffhausen und
Appenzell Ausserrhoden mit ei-
nemBevölkerungswachstumvon
weniger als 2 Prozent bis 2055.

Auch altert die Bevölkerung in
ländlichen Regionen tendenziell
stärker als in Zentren.Zwarkom-
menauch inden städtischenKan-
tonen die geburtenstarkenBaby-
boomer-Jahrgänge der 1960er-
Jahre jetzt ins Rentenalter. Aber
hierwirkt dieMigration dagegen
– sowohl die internationalenwie

auchdie interkantonalenWande-
rungsbewegungen. Indem junge
Erwachsene zuziehen und ältere
Erwachsenewegziehen,wird das
AlternderBevölkerunggedämpft.

Kompensieren lässt sich die
Alterung dadurch aber nicht. Der
sogenannteAltersquotient nimmt
in allen Kantonen zu. Er hält
fest,wie viele über65-Jährige auf
100 Personen imAlter von 20 bis
64 Jahren kommen. Gesamt-
schweizerisch dürfte dieserWert
gemäss Referenzszenario von
heute 38 auf 51 im Jahr2055 stei-
gen.Damitwäre ergut doppelt so
hoch wie noch 1990. Im Tessin
kommt das BFS gar auf einenAl-
tersquotienten von 63, in Genf
nur auf 35.

In den kommenden 30 Jahren
wird die Bevölkerung nicht nur
älter, sondern auch akademi-
scher. Bereits ab 2028 dürfte
mehr als die Hälfte der Bevölke-
rung zwischen 25 und 64 Jahren
einenAbschluss einerHochschu-
le oder einer höheren Berufsbil-
dung haben. Bis 2045 könnten es
62 Prozent sein.

Weil die Babyboomer bald in
Rente gehen,wirddie Zahl der frei
werdenden Arbeitsstellen in den
nächsten Jahrzehnten stark stei-
gen. Entsprechend dürften die
SchweizerUnternehmenauf aus-
ländische Arbeitskräfte zurück-
greifen, um die Lücken zu füllen.

Das BFS rechnet im Referenz-
szenariomit 180’000 Einwande-

rungen bis 2031. Danach erwar-
tendie StatistikereinenRückgang
auf 170’000Einwanderungenper
2035 und auf 165’000 von 2040
bis 2055 – bei einem Wande-
rungssaldovon 45’000Personen.

Schwieriges Abschätzen
der Einwanderung
In einem weiteren – «hohen» –
Szenario werden ein höherer
Wanderungssaldo und eine
schneller steigendeLebenserwar-
tung angenommen. In diesem
Fall würde die Bevölkerung bis
2055 auf 11,7 Millionen Personen
wachsen.Demgegenüber rechnet
das «tiefe» Szenario mit einem
niedrigeren Wanderungssaldo
und einer kaumnoch steigenden

Lebenserwartung, was bis 2055
auf 9,3 Millionen Einwohnerin-
nen und Einwohner hinausläuft.
DerHöchststandwürdehier2042
erreicht, worauf die Einwohner-
zahl wieder abnehmenwürde.

Das zeigt, wie stark sich eine
Veränderung der Annahmen auf
das geschätzte Bevölkerungs-
wachstum auswirkt. Ein Blick
in die Zukunft ist stets mit Un-
sicherheiten behaftet – zumal auf
30 Jahre hinaus. In der Vergan-
genheit lagen die Szenarien denn
auch immerwiedermal «falsch».
Der Bund braucht sie aber ins-
besondere für die Planung bei
Bildung,Verkehr, Raumplanung,
Sozialversicherungen, Gesund-
heit undWirtschaft.

Die Schweiz wird die 10-Millionen-Marke
wohl im Jahr 2040 erreichen
Demografie Die neusten Zahlen des Bundes zeigen, in welchen Regionen die Bevölkerung stark wachsen wird –
und woweniger. Das hat Folgen für Schulen, Wohnungsmarkt und AHV.

Einen besonders starken Anstieg der Bevölkerung wird es in den Einzugsgebieten des Grossraums Zürich geben. Foto: Reto Oeschger

In Luzern wächst die
Bevölkerung besonders stark,
im Jura viel weniger

Veränderung der Bevölkerungzahl
zwischen 2025 und 2055 gemäss
Referenzszenario
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Das Geld ist beim Bund knapp –
darumhat Finanzministerin Ka-
rin Keller-Sutter ein «Entlas-
tungspaket» schnüren lassen.
Mit Folgen für die Schweizer
Unis: Ab 2027 soll der Bereich
Bildung jährlich 460 Millionen
Franken sparen. Rund 200 Mil-
lionen sollen die Studierenden
übernehmen, und zwar durch
höhere Semestergebühren.

Der Bund schlägt vor, die Ge-
bühren für inländische Studie-
rende zuverdoppeln und füraus-
ländische Studierende zuvervier-
fachen, um eine Budgetkürzung
zu finanzieren.ETH-RektorGün-
ther Dissertori sieht dabei einige
Schwierigkeiten. Im Vorschlag
seien etwa die Doktorierenden
eingerechnet, obwohl diese gar
keine Gebühren bezahlten.

Wie bereits beschlossen,werden
die Studiengebühren ab Herbst
für ausländische Studierende ge-
genüber den inländischen Stu-
dierenden verdreifacht. Beim
Vorschlag des Entlastungspakets
würden auch die Gebühren für
inländische Studierende von
heute 1460 auf 3180 Franken
steigen.

«Erster Schritt in Richtung
Privatisierung»
Wenn sich die Schweiz im Rah-
men der bilateralenVerhandlun-
gen verpflichtet, die Studieren-
den aus demEU-Raum gleich zu
behandeln, könnten sich die Ge-
bühren gar auf 3800 Franken er-
höhen. «Für Familien, in denen
vielleicht sogar mehrere Kinder
studieren, könnte das zu einer

erheblichen finanziellen Belas-
tung werden», so Dissertori.

Für ausländische Studieren-
de aus Drittstaaten fällt die Er-
höhung noch stärker ins Ge-
wicht. Sie würden künftig mit
11’400 Franken pro Jahr sieben-
mal mehr zahlen als heute. Das
betrifft an der ETH rund 40 Pro-
zent der Studierenden. Bei der
EPFL, dem Westschweizer Pen-
dant in Lausanne, sind es sogar
60 Prozent.

Dissertori spricht von einem
«Paradigmenwechsel».DerETH-
Rektormeint besorgt: «DieMass-
nahme ist ein erster Schritt in
Richtung Privatisierung des Bil-
dungssystems.» FürDissertori ist
klar: Ein solchweitgehenderEnt-
scheid müsse im Rahmen einer
breiten gesellschaftlichenDebatte

gefällt und nicht aufgrund einer
kurzfristigen Sparübung ent-
schiedenwerden.

Denn die Einführung höherer
Gebühren habe weitreichende
Folgen. «Unsere Hochschulen
würden sich früher oder später
an das US-System angleichen»,
so Dissertori.Wenn Studierende
so viel für ihre Ausbildung zahl-

ten, würden sie auch erwarten,
ein Diplom zu erhalten. Damit
könnte die Leistungsbereitschaft
der Studierenden sinken. «Sie
werden zu Kunden und Kundin-
nen – und die Hochschule gerät
in eine Bringschuld.» Das schwä-
che das hohe Engagement, wel-
ches die ETH-Studierenden heu-
te aufbrächten.

Will die ETH den Plänen des
Bundes gerechtwerden,muss sie
insgesamt 78Millionen Franken
einsparen. Da die Hochschule
auch von geplanten Kürzungen
beim SchweizerischenNational-
fonds, bei der Innosuisse sowie
in weiteren Bereichen betroffen
ist,würden insgesamt bis zu 125
Millionen Franken fehlen. Die
Kürzung der ETH-Gelder kann
der Bundesrat bereits 2026 ein-

führen.DerVorschlagmuss aber
noch vom Parlament bestätigt
werden.

Aktuell machen die Studien-
gebühren fünf Prozent der Le-
benshaltungskosten der ETH-
Studierenden aus. Diese Zahl
würde sich künftig erheblich er-
höhen. Fürdie Schweizer Studie-
renden würden die Gebühren
dann zwölf Prozent ausmachen,
für die ausländischen sogar
dreissig Prozent. ETH-Präsident
JoëlMesot sagt: «Dieswäre nicht
im Sinne der Chancengleichheit.
Wir möchten schliesslich ver-
hindern, dass sich nur noch Stu-
dierende aus gut verdienenden
Familien ein Studium bei uns
leisten können.»

Simone Steiner

ETH-Rektor: «Unsere Hochschulen werden sich an das US-System angleichen »
Kritik an Keller-Sutters Plänen Der Bund will pro Jahr 460Millionen Franken weniger in die Bildung investieren. Die ETH ist besorgt.

«Paradigmenwechsel»: Rektor
Günther Dissertori. Foto: Keystone
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Timothy Quigley hat genug. Der
US-amerikanische Professorver-
lässt seinen Posten an der Uni-
versität Georgia, wo er Manage-
ment unterrichtet.Mit seiner Fa-
milie wird er in die Schweiz
ziehen, um an der IMD Business
School in Lausanne, einer priva-
tenWirtschaftsuni, zu arbeiten.

AlsGrundgibtQuigleyan: «Ich
will nicht, dassmeine zehnjähri-
ge Tochter in einem Umfeld auf-
wächst, in demesnormal ist, dass
die Mächtigen es feiern, wenn
Menschen mit anderer Hautfar-
be oder sexuellerOrientierung in
Angst leben.»

Quigley meint damit das Ge-
baren von Donald Trump und
Elon Musk in den vergangenen
Monaten.Undmit seinenGedan-
ken ist er nicht allein. Prominen-
te Akademikerinnen und Akade-
miker haben den USA jüngst den
Rücken gekehrt.Hunderteweite-
re spielenmit demGedanken,wie
kürzlich eine Umfrage des Wis-
senschaftsmagazins «Nature»
zeigte. Das liegt nicht nur an der
generellen politischen Stimmung
imLand, sondern auch amKampf
der neuen Regierung gegen die
Wissenschaft.

Forscher werden in den USA
mit demTod bedroht
DasWeisseHaus geht gegen For-
schungsfeldervor,die nicht in das
WeltbildvonTrumppassen, etwa
weil sie sich mit dem Klimawan-
del oderdenRechtenvonMinder-
heiten beschäftigen.Weil Univer-
sitäten angeblich nicht genügend
gegen Antisemitismus auf dem
Campus unternehmen, hält die
Regierung Milliarden an For-
schungsgeldern zurück. Betrof-
fen sindmitHarvard undColum-
bia einige der renommiertesten
Universitäten derWelt.

Die Feindseligkeiten richten
sich auch gegen Einzelpersonen.
«Ein befreundeter Professor, der
sich für die Förderung junger
Forschender aus unterrepräsen-
tierten Bevölkerungsgruppen
starkmachte, wurde von Social-
Media-Nutzern online an den
Prangergestellt undmit demTod
bedroht», sagt Timothy Quigley.
Er habe zu seiner Sicherheit die
Stadt fürmehrereTageverlassen
müssen. Zudem weiss Quigley
von StudierendenmehrererUni-
versitäten, die aus Angst das
Thema ihrer Abschlussarbeiten
wechseln würden.

Gerade inDonaldTrumpsMa-
ga-Bewegungdürfte dasvielemit
Genugtuung erfüllen. Die Hoch-
schulen an den Küsten sind bei
ihnen als elitär und «woke» ver-
schrien.

Langfristig dürften sich die
USAdamit jedoch schaden – und
dem Rest der Welt einen Vorteil
verschaffen. Davon geht zumin-
dest Stefan Raff-Heinen aus. Der
gebürtige Deutsche lehrt an der
Fachhochschule Bern am Institut
für Digitales Technologie-Ma-
nagement und arbeitet derzeit
auch am angesehenen MIT in
Boston, einer US-Eliteuni. Der
Wirtschaftswissenschaftler be-
schäftigt sichmitTech-Start-ups,
die etwa im Bereich Roboter und
Medizintechnik arbeiten. In ei-

nem kürzlich erschienen Edito
rial in «Science», einemderwich-
tigsten Wissenschaftsmagazine
derWelt,warnenStefanRaff-Hei-
nen und seine Mitforscherin
Dame Fiona Murray vom MIT
davor, dass dieUSAgerade «jahr-
zehntelange Investitionen in die
Forschung zunichtemachen».
Dadurch würden sie sich nicht
nur wissenschaftlich schaden,
sondern auch wirtschaftlich so-
wiemit Blick auf die nationale Si-
cherheit.

Ihre technologischeDominanz
verdankten die USA der For-
schung, so Raff-Heinen.Mit dem
aktuellen Kurs riskiere das Land
jedoch, seinen Spitzenplatz zu
verlieren.Profitierenwürden an-
dere Standorte wie zum Beispiel
dieUniversitätOxford inEngland
– oder die Schweizer ETH.

Das sieht auchderAmerikaner
TimothyQuigley so: «Es fällt mir
schwer, das zu sagen, aber diese
Krise in den USA können andere
zu ihrem Vorteil nutzen. Für Eu-
ropa unddamit auch die Schweiz
ist das eine riesige Chance, eini-
ge der besten Talente zu holen.»

Länder in der EU werben be-
reits aktiv Forscherinnen und
Forscheraus denUSAab.DieUni-
versität Aix-Marseille etwa hat

verkündet, 15 Millionen Euro für
15 amerikanische Forschende be-
reitzustellen.Derniederländische
Bildungsminister Eppo Bruins
will Geld sprechen, um US-Aka-
demikerinnen und -Akademiker
ins Land zubringen.«Topwissen-
schaftler sind fürunserLandund
Europa ihrGewicht inGoldwert»,
begründete er seine Absicht.

Ständeräte fordern
Bundesrat zumHandeln auf
Auch im Schweizer Ständerat
wurde Ende März eine Motion
eingereicht, die verlangt, ameri-
kanische Forschende bei einem
Umzug in die Schweiz zu unter-
stützen. «Wenn der Präsident ei-
nes Landes seinehochqualifizier-
ten Forschenden vergrault, dann
sollte die Schweiz diese Chance
nutzen und zeigen, dass unsere
Türen für sie offen stehen», sagt
Franziska Roth, SP-Ständerätin
und Mitunterzeichnerin der Mo-
tion. Bildung sei die wichtigste
Ressource der Schweiz.

Dabei müsse der Bund jedoch
mit Bedacht vorgehen. «Würde
der Bundesrat einfach von sich
aus Werbung in den USA für die
Schweiz schalten,wäre das über-
stürzt», soRoth.Stattdessen solle
er eng mit den hiesigen Hoch-

schulen zusammenarbeiten und
diese bei Bedarf unterstützen.

Die IMD Business School in
Lausanne, eine private Manage-
ment-Universität, hat derweil
bereits begonnen, amerikanische
Forscher zu kontaktieren. «Wir
wollten schonvorTrumpsAmts-
antritt weiterwachsen. Die jetzi-
ge Situation hilft uns, gezielt auf
Leute zuzugehen», sagt Stefan
Michel, der für die Dozierenden
zuständige Dekan der IMD.

Derzeit seimanunteranderem
mit Personen der Universitäten
Wharton, Harvard und Yale im
Gespräch. Er beobachte, dass
besonders US-Forschende, die
sich schon zuvor einen Wechsel

überlegt hätten, nun zusagen
würden. «Die Schweiz ist viel
attraktivergewordenunddieUSA
sehr unattraktiv.»

Andere Schweizer Hochschu-
len zeigen sich in offiziellen
Statements bisherzurückhaltend.
Darunter die EPFL und ETH, die
eigentlich prädestiniert wären,
prominente Forschende anzu
ziehen. «Unsere Rekrutierungs
aktivitäten richtenwir in derder-
zeitigen Situation nicht speziell
auf Kandidat:innen aus den USA
aus», schreibt die ETH auf An
frage. Man bemerke aber ein ge-
stiegenes Interesse aus den USA.

Stefan Raff-Heinen kann die
Zurückhaltung verstehen. «Wer-

ben Universitäten anderen Ein-
richtungen zu aggressiv ihre For-
schenden ab, könnten über Jahr-
zehnte gewachseneBeziehungen
und Kooperationen nachhaltig
beschädigt werden», sagt der
Professor.Forschung sei dann am
erfolgreichsten, wenn man zu-
sammenarbeiten und sich inter-
national austauschen könne.

Anders sieht es in der Wirt-
schaft aus, wo härteres Kon
kurrenzdenken herrscht. Hier
biete die aktuelle Situation in den
USA durchaus Chancen für die
Schweiz, so Raff-Heinen. Beson-
ders junge Forschende gaben in
der «Nature»-Umfrage an, dass
sie einenWegzug in Betracht zö-
gen. Oft sind es diese, die ihre
Forschung später in Start-ups
umzuwandelnversuchen.So ent-
standen auch imUmfeld derETH
und der EPFL in den letzten Jah-
ren immer wieder vielverspre-
chende junge Unternehmen.

Dankbar für die Aufnahme
in der Schweiz
Doch geht es darum, diese Start-
ups im Land zu halten, scheitert
die Schweiz oft. Um richtig gross
zuwerden, zogenviele von ihnen
in die USA. «Die Schweiz ist ge-
messen an ihrer Grösse zwar Er-
findungsweltmeisterin. Geht es
umdieVermarktungvon Innova-
tionen, lassen wir jedoch rasch
nach», sagt Martin Murmann,
Professor für strategischesUnter-
nehmertum an der Berner Fach-
hochschule.

EinwichtigerGrund dafür sei,
dass hiesige Investoren zurück-
haltend seien, in späten Phasen
grosse Summen in Tech-Start-
ups zu investieren. «Die Ameri-
kaner sind da offener. Das liegt
sicher auch daran, dass es dort
mehr Investoren gibt, die sich
technologisch gut auskennenund
die mit dem deutlich grösseren
US-Markt bestensvertraut sind»,
sagtMurmann.VondieserRedak-
tion angefragte Investoren bestä-
tigen diesen Eindruck.

Durch dieAbwanderung ame-
rikanischerForschendenundEu-
ropas stärkeren Fokus auf tech-
nologische Unabhängigkeit von
den USA rechnen nun aber viele
damit, dass sich hier etwas än-
dern könnte. Dabei müsse man
allerdings realistisch bleiben, sagt
Stefan Michel von der IMD Lau-
sanne: «Die Chance für einen
Start-up-Boost in der Schweiz
ist 100 Prozent. Die Chance, dass
wir dadurch Amerika überholen
werden, ist null.»

Zumindest bei TimothyQuig-
leysteht die Schweiz nun abervor
denUSA. Jemehrerüberdas Land
und die IMD lerne, desto begeis-
terter sei er. Rückblickend hätte
die IMD ihn auch ohne Trump
überzeugt.Er sei derSchweiz sehr
dankbar, dass sie ihn aufnehme.
«Nach allem,was dieUSA in letz-
terZeit gebotenhaben,könnte ich
auchverstehen,wenndie Schweiz
alleAmerikaner rauswerfenwür-
de.» In seinem neuen Posten in
der Schweiz will er auch etwas
fürdieWelt bewirken: «Ichwerde
den Führungskräften sagen,dass
man auch als Unternehmen
manchmal denMund aufmachen
muss,um sich fürdemokratische
Grundsätze einzusetzen.»

«Die Schweiz ist viel attraktiver geworden
und die USA sehr unattraktiv»
Universitäten Wissenschaftlerinnen undWissenschaftler kommen wegen Donald Trumps Politik
in die Schweiz. Für die hiesigeWirtschaft ist das eine Chance – doch dafür braucht es Geld.

Hunderte US-Forschende denken über Wegzug nach

Antwort der Forschenden auf die Frage, ob sie sich überlegen, wegen Trump das Land zu verlassen. Nicht
repräsentative Umfrage mit 1608 Teilnehmenden.
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Wegen Trump: Professor Timothy
Quigley verlässt die USA. Foto: PD

An Schweizer Hochschulen wie der ETH entstehen vielversprechende Start-ups. Um gross zu werden, gehen sie jedoch oft in die USA.
Wegen Trump könnte sich das ändern: Ein Mitarbeitender im ETH-Drohnen-Labor in Zürich. Foto: Gaëtan Bally (Keystone)

Die USA schadeten sich selber:
Stefan Raff-Heinen. Foto: PD

Trump streicht Harvard Gelder

Die Trump-Regierung will Bundes-
mittel in Höhe von 2,2 Milliarden
Dollar für die Harvard-Universität
streichen. Auch Gelder von be
stehenden Verträgen in Höhe
von 60 Millionen Dollar sollen
eingefroren werden. Zuvor hatte
die Eliteuniversität angekündigt,
aktivistische Aktivitäten auf dem
Campus nicht einschränken zu
wollen. Harvard-Präsident Alan
Garber erklärte, die Forderungen
der US-Regierung verletzten
die Rechte der Universität. (red)


